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24 . 10 . 2012 


Beschlussempfehlung* 

des Finanzausschusses (7. Ausschuss) 


zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung 
- Drucksachen 17/10039, 17/10424 - 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Versicherungsteuergesetzes und des 
Kraftfahrzeugsteuergesetzes (Verkehrsteueränderungsgesetz - VerkehrStÄndG) 


A. Problem 

1. Versicherungsteuer 

In den letzten Jahren verstärkt sich in der Versicherungswirtschaft ein Trend 
zum strukturellen sowie produktbezogenen Wandel mit jeweils negativen Fol- 
gen für das Versicherungsteueraufkommen. Dem gilt es aus fiskalischer Sicht 
entgegenzuwirken. Zudem haben Rechts- und Fachaufsicht, die auf Grund ent- 
sprechender Forderungen des Bundesrechnungshofs seit 2001 intensiviert wor- 
den sind, sowie die Erfahrung mit der bundeseigenen Verwaltung der Versiche- 
rungsteuer gezeigt, dass das Versicherungsteuergesetz (VersStG) der Ergänzung 
und Präzisierung bedarf, um den Vollzug, die Rechtsanwendung bzw. die Erfül- 
lung von Informationspflichten insgesamt zu erleichtern. 


2. Kraftfahrzeugsteuer 

Mit dem am 18. Mai 2011 verabschiedeten „Regierungsprogramm Elektromo- 
bilität“ hat sich die Bundesregierung vorgenommen, Deutschland zum Leitan- 
bieter und Leitmarkt für Elektromobilität zu entwickeln. Um den kraftfahrzeug- 
steuerlichen Anreiz zur Anschaffung eines umweltfreundlichen Elektrofahrzeu- 
ges zu verstärken, wird die bereits bestehende Begünstigung für Elektro-Perso- 
nenkraftwagen ausgedehnt. 

Die derzeit maßgeblichen kraftfahrzeugsteuerrechtlichen Abgrenzungskriterien 
hinsichtlich der Fahrzeugklassen und Aufbauarten führen regelmäßig zu 
Schwierigkeiten bei der abschließenden Beurteilung der Fahrzeuge, da sie von 
der verkehrsrechtlichen Einstufung mitunter abweichen. Hier soll eine Verein- 
fachung vorgenommen werden unter Berücksichtigung der umweltpolitischen 
Lenkungswirkung der Kraftfahrzeugsteuer. 


Der Bericht wird gesondert verteilt. 
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B. Lösung 

1. Versicherungsteuer 

Der Umsetzung der beschriebenen Ziele dienen insbesondere folgende Maß- 
nahmen: 

— Erweiterung des Kreises der Haftenden, 

— Konzentration der Steuerentrichtungspflicht im Fall der Mitversicherung auf 
eine Person, 

— Regelung so genannter Versicherungspakete, 

— steuerliche Erfassung von verwirklichten Selbstbehalten bei Kfz-Haft- 
pflichtversicherungen, 

— ausdrückliche Bestimmung, dass das Versicherungsteuergesetz ab dem 1. Ja- 
nuar 2013 auch in der deutschen ausschließlichen Wirtschaftszone gilt, 

— Vorsehen der Möglichkeit, die Versicherungsteuer-Anmeldung elektronisch 
zu übermitteln, 

— Anhebung der Betragsgrenze für die vierteljährliche Versicherungsteuer-An- 
meldung und Einräumung eines jährlichen Anmeldezeitraums für kleine 
Versicherer. 

2. Kraftfahrzeugsteuer 

Im Rahmen der Änderung des Kraftfahrzeugsteuergesetzes (KraftStG) sollen 

folgende Maßnahmen umgesetzt werden: 

— Verlängerung des Förderungszeitraums der steuerrechtlichen Begünstigung 
für reine Elektro-Personenkraftwagen von derzeit fünf auf zehn Jahre und 
Erweiterung der Förderung auf andere reine Elektrofahrzeuge. 

— Übernahme der verkehrsrechtlichen Feststellungen hinsichtlich der Fahr- 
zeugklassen und Aufbauarten auch für kraftfahrzeugsteuerrechtliche Zwe- 
cke unter Berücksichtigung der umweltpolitischen Lenkungswirkung. 

Darüber hinaus empfiehlt der Finanzausschuss insbesondere folgende Verände- 
rungen des Gesetzentwurfs: 

— Verzicht auf die Besteuerung verwirklichter Selbstbehalte im Bereich des 
Kfz-Pflichtversicherungsgesetzes. 

— Verzicht auf die Klarstellung im Hinblick auf den Begriff der Rückversiche- 
rung. 

— Verzicht auf eine gesetzliche Regelung zu sog. Versicherungspaketen. 

— Beibehaltung des Wahlrechts der Mitversicherer, ob sie die Steuer für das 
ihren Anteil betreffende Versicherungsentgelt selbst entrichten oder einen 
anderen Mitversicherer mittels schriftlicher Bevollmächtigung mit dieser 
Aufgabe betrauen wollen. 

— Konzentrierung der Pflicht zur Nachversteuerung nach § 9 Absatz 3 
VersStG auf Fälle der Versicherung von Schiffen. 

— Verzicht auf die vorgesehene echt rückwirkende Regelung, wonach für Zwe- 
cke der Inanspruchnahme des Steuerentrichtungspflichtigen der Ablauf der 
Festsetzungsfrist gegenüber dem Steuerschuldner als gehemmt gelten sollte, 
soweit einer der in § 171 der Abgabenordnung genannten Gründe für eine 
Ablaufhemmung hinsichtlich des Steuerentrichtungspflichtigen zum Zeit- 
punkt des Inkrafttretens der Übergangsregelung bereits vorlag. 

— Änderungen in der Übergangsregelung und beim Inkrafttreten. 

— Klarstellung des Begriffs „Elektrofahrzeug“ für Brennstoffzellen-Kfz. 
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- Regelung der Besteuerung von Pkw mit Erstzulassung bis 30. Juni 2009 
(sog. Altbestand) ab 2013. 

- Versicherungssteuerliche Regelung zur Versicherung gegen Elementarge- 
fahren. 

Annahme des Gesetzentwurfs in geänderter Fassung mit den Stimmen der 
Fraktionen der CDU/CSU und FDP gegen die Stimmen der Fraktionen 
DIE LINKE, und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bei Stimmenthaltung der 
Fraktion der SPD. 


C. Alternativen 

Keine. 


D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

(Steuermehr-/-mindereinnahmen (-) in Mio. Euro) 


Gebietskörperschaft 

Volle 

Jahreswirkung* 

Kassenjahr 

2012 

2013 

2014 

2015 

2016 

Insgesamt 

MO 

• 

-35 

MO 

MO 

-50 

Bund 

-40 

• 

-35 

MO 

MO 

-50 

Länder und Gemeinden 

- 

- 

- 

- 

- 

- 


* Wirkung für einen vollen (Veranlagungs-)Zeitraum von zwölf Monaten. 


Das Gesetz führt im Übrigen im Bereich der Versicherungsteuer zu Steuer- 
mehreinnahmen, die dem Ziel der nachhaltigen Sicherung des Steueraufkom- 
mens dienen, jedoch nicht bezifferbar sind. 


E. Erfüllungsaufwand 

E. 1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 

1. Versicherungsteuer 

Für Bürgerinnen und Bürger ergeben sich mit dem geplanten Gesetz keine Ver- 
änderungen des Erfüllungsaufwandes. 

2. Kraftfahrzeugsteuer 

Die Änderungen führen zu keiner Veränderung des Erfüllungsaufwandes für 
Bürgerinnen und Bürger. 

E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 
1. Versicherungsteuer 

Für die Wirtschaft verringert sich der jährliche Erfüllungsaufwand um 
rd. 370 000 Euro. Dieser entfällt in voller Höhe auf Bürokratiekosten aus Infor- 
mationspflichten und teilt sich wie folgt auf: 

Durch die Einräumung der Möglichkeit, Versicherungsteueranmeldungen künf- 
tig elektronisch abzugeben, ergibt sich eine Entlastung von Bürokratiekosten 
aus Informationspflichten für die Wirtschaft von rd. 170 000 Euro. 

Durch die Anhebung der Betragsgrenzen, nach denen Versicherungsteueran- 
meldungen monats- bzw. quartalsweise abzugeben sind, ergibt sich eine Entlas- 
tung von Bürokratiekosten für die Wirtschaft von rd. 200 000 Euro. 

Durch die künftige Verpflichtung, in der Rechnung auch den Steuerbetrag, den 
Steuersatz, die Versicherungsteuernummer und ggf. die Steuerbefreiungsvor- 
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schrift auszuweisen, ergibt sich nach Feststellung des Statistischen Bundesamtes 
ein einmaliger Programmieraufwand für die drei ggf. vier weiteren Module zur 
Erstellung der Prämienrechnungen i. H. v. rd. 16 896 Euro pro Versicherungs- 
unternehmen und rd. 7 180 Euro pro Makler, somit insgesamt i. H. v. rd. 4,8 Mio. 
Euro. 

2. Kraftfahrzeugsteuer 

Die Änderungen führen zu keiner Veränderung des Erfüllungsaufwandes. 

E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung 

1. Versicherungsteuer 

Der Erfüllungsaufwand der Verwaltung ändert sich nicht. 

2. Kraftfahrzeugsteuer 

Die Ausdehnung der Steuerbegünstigung für Elektrofahrzeuge führt zu keiner 
Veränderung des Erfüllungsaufwandes. 

Für die Verwaltung entsteht geringer programmtechnischer Anpassungsauf- 
wand, da zukünftig im Wege der Vergleichsrechnung die anzuwendende Be- 
messungsgrundlage in den Fällen ermittelt werden muss, in denen die verkehrs- 
rechtlichen Feststellungen hinsichtlich der Einstufung von Fahrzeugen in Fahr- 
zeugklassen und Aufbauarten von den Feststellungen für kraftfahrzeugsteuer- 
rechtliche Zwecke abweichen. 


F. Weitere Kosten 

Spürbare Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere 
auf das Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten. 
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Beschlussempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf auf Drucksachen 17/10039, 17/10424 in der aus der nach- 
stehenden Zusammenstellung ersichtlichen Fassung anzunehmen. 

Berlin, den 24. Oktober 2012 

Der Finanzausschuss 

Dr. Birgit Reinemund Patricia Lips Sabine Bätzing-Lichtenthäler 

Vorsitzende Berichterstatterin Berichterstatterin 


Dr. Daniel Volk 

Berichterstatter 


Lisa Paus 

Berichterstatterin 
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Zusammenstellung 

zu dem Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Versicherungsteuergesetzes 
und des Kraftfahrzeugsteuergesetzes (Verkehrsteueränderungsgesetz - 
VerkehrStÄndG) 

- Drucksachen 17/10039, 17/10424 - 

mit den Beschlüssen des Finanzausschusses (7. Ausschuss) 


Entwurf 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Versicherungsteuergesetzes und des 
Kraftfahrzeugsteuergesetzes 
(Verkehrsteueränderungsgesetz - 
VerkehrStÄndG) 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Versicherungsteuergesetzes und des 
Kraftfahrzeugsteuergesetzes 
(Verkehrsteueränderungsgesetz - 
VerkehrStÄndG) 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Versicherungsteuergesetzes 

Das Versicherungsteuergesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 10. Januar 1996 (BGBl. 1 S. 22), das 
zuletzt durch Artikel 28 des Gesetzes vom 8. Dezember 
2010 (BGBl. I S. 1768) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) Die Angabe zu § 5 wird wie folgt gefasst: 

„Steuerberechnung, Steuerentstehung, Steueraus- 
weis § 5“. 

b) Die Angabe zu § 7 wird wie folgt gefasst: 

„Steuerschuldner, Steuerentrichtungsschuldner, 
Haftende § 7“. 

c) Die Angabe zu § 7a wird wie folgt gefasst: 

„Zuständigkeit § 7a“. 

d) Die Angabe zu § 9 wird wie folgt gefasst: 

„Erstattung, Nachentrichtung der Steuer § 9“. 

e) Die Angabe zxi § 10 wird wie folgt gefasst: 

„Aufzeichnungspflichten, Außenprüfung, Änderung 
nach Außenprüfung §10“. 

f) Nach der Angabe zu § 11 wird folgende Angabe an- 
gefügt: 

„Übergangsvorschrift § 12“. 

Artikel 1 

Änderung des Versicherungsteuergesetzes 

Das Versicherungsteuergesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 10. Januar 1996 (BGBl. I S. 22), das 
zuletzt durch Artikel 28 des Gesetzes vom 8. Dezember 
2010 (BGBl. 1 S. 1768) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert: 

1. unverändert 

2. § 1 wird wie folgt gefasst: 

..§ 1 

Gegenstand der Steuer 

(1) Der Steuer unterliegt die Zahlung des Versiche- 
rungsentgelts auf Grund eines durch Vertrag oder auf 
sonstige Weise entstandenen Versicherungsverhältnisses. 

2. unverändert 
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(2) Besteht das Versicherungsverhältnis mit einem 
Versicherer, der im Gebiet der Mitgliedstaaten der Euro- 
päischen Union oder anderer Vertragsstaaten des Ab- 
kommens über den Europäischen Wirtschaftsraum nie- 
dergelassen ist, so ist die Steuerpflicht bei der Versiche- 
rung folgender Risiken gegeben: 

1 . Risiken mit Bezug auf unbewegliche Sachen, insbe- 
sondere Bauwerke und Anlagen, und auf darin be- 
findliche Sachen mit Ausnahme von gewerblichem 
Durchfuhrgut, wenn sich die Gegenstände im Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes befinden; 

2. Risiken mit Bezug auf im Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes in ein amtliches oder amtlich anerkanntes Re- 
gister einzutragende oder eingetragene und mit einem 
Unterscheidungskennzeichen versehene Fahrzeuge 
aller Art; 

3. Reise- oder Ferienrisiken auf Grund eines Versiche- 
rungsverhältnisses mit einer Laufzeit von nicht mehr 
als vier Monaten, wenn der Versicherungsnehmer die 
zur Entstehung des Versicherungsverhältnisses erfor- 
derlichen Rechtshandlungen im Geltungsbereich die- 
ses Gesetzes vomimmt. 

Sind durch die Versicherung andere als die in Satz 1 ge- 
nannten Risiken oder Gegenstände abgesichert, besteht 
die Steuerpflicht, wenn der Versicherungsnehmer 

1 . eine natürliche Person ist und er bei Zahlung des Ver- 
sicherungsentgelts seinen Wohnsitz oder gewöhnli- 
chen Aufenthalt im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
hat oder 

2. keine natürliche Person ist und sich bei Zahlung des 
Versicherungsentgelts der Sitz des Unternehmens, 
die Betriebsstätte oder die entsprechende Einrich- 
tung, auf die sich das Versicherungsverhältnis be- 
zieht, im Geltungsbereich dieses Gesetzes befindet. 

(3) Besteht das Versicherungsverhältnis mit einem 
Versicherer, der außerhalb des Gebietes der Mitglied- 
staaten der Europäischen Union und des Europäischen 
Wirtschaftsraums niedergelassen ist, so entsteht die 
Steuerpflicht, wenn 

1 . der Versicherungsnehmer bei der Zahlung des Versi- 
cherungsentgelts seinen Wohnsitz oder gewöhnlichen 
Aufenthalt oder seinen Sitz im Geltungsbereich die- 
ses Gesetzes hat oder 

2. ein Gegenstand versichert ist, der sich zur Zeit der 
Begründung des Versicherungsverhältnisses im Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes befand, oder 

3. sich dieses Versicherungsverhältnis auf ein Unterneh- 
men, eine Betriebsstätte oder eine sonstige Einrich- 
tung im Geltungsbereich dieses Gesetzes unmittelbar 
oder mittelbar bezieht; dies ist insbesondere der Fall 
bei der Betriebsstättenhaftpflichtversicherung oder 
der Berufshaftpflichtversicherung für Angehörige 
des Unternehmens, der Betriebsstätte oder der sonsti- 
gen Einrichtung. 

(4) Zum Geltungsbereich dieses Gesetzes gehört auch 
die deutsche ausschließliche Wirtschaftszone.“ 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 
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Entwurf 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 


3. § 3 wird wie folgt geändert: 3. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: a) unverändert 

„(1) Versicherungsentgelt im Sinne dieses Geset- 
zes ist jede Leistung, die für die Begründung und zur 
Durchführung des Versicherungsverhältnisses an den 
Versicherer zu bewirken ist. Hierunter fallen insbe- 
sondere 


1 . Prämien, 

2. Beiträge, 

3. Vorbeiträge, 

4. Vorschüsse, 

5. Nachschüsse, 

6. Umlagen und 

7. Gebühren für die Ausfertigung des Versicherungs- 
scheins und sonstige Nebenkosten. 

Zum Versicherungsentgelt gehört nicht, was zur Ab- 
geltung einer Sonderleistung des Versicherers oder 
aus einem sonstigen in der Person des einzelnen Ver- 
sicherungsnehmers liegenden Grund gezahlt wird. 

Hierzu zählen insbesondere Kosten für die Ausstel- 
lung einer Ersatzurkunde und die Mahnkosten.“ 

b) Folgender Absatz 3 wird angefügt: b) entfällt 

„(3) Im Anwendungsbereich des Gesetzes über die 
Pflichtversicherung fiir Kraftfahrzeughalter (Pflicht- 
versicherungsgesetz) sind Selbstbehalte bei der Er- 
mittlung des Versicherungsentgelts zu berücksichti- 
gen, auch wenn es an einer Zahlung oder Wagnis- 
übernahme auf Grund des Versicherungsvertrags 
mangeln sollte. Die im Schadenfall verwirklichten 
Selbstbehalte sind Versicherungsentgelt. Dies gilt 
entsprechend für juristische Personen im Sinne des 
§ 2 Absatz 1 Nummer 5 des Pflichh>ersicherungsge- 
setzes. “ 

4. § 4 wird wie folgt geändert'. 4. § 4 Nummer 5 wird wie folgt gefasst: 

a) Der Wortlaut wird Absatz 1 und wird wie folgt geän- a) entfällt 
dert: 


aa) Nummer 1 wird wie folgt gefasst: aa) entfällt 

„1. für eine Rückversicherung: eine solche setzt 
eine Erstversicherung im versicherungsteu- 
errechtlichen Sinne voraus. “ 


bb) Nummer 5 wird wie folgt gefasst: bb) entfällt 

„5. für eine Versicherung, durch die Ansprüche „5. unverändert 

auf Kapital-, Renten- oder sonstige Leistun- 
gen im Fall des Erlebens, der Krankheit, der 
Pflegebedürftigkeit, der Berufs- oder Er- 
werbsunfähigkeit oder der verminderten Er- 
werbsfähigkeit, des Alters oder des Todes 
begründet werden. Dies gilt nicht für die 
Unfallversicherung, die Haftpflichtversiche- 
rung und sonstige Sachversicherungen. 

Nummer 3 bleibt unberührt;“. 
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Entwurf Beschlüsse des 7. Ausschusses 

b) Folgender Absatz 2 wird angefügt: b) entfällt 

„(2) Die in Absatz 1 genannten Ausnahmen von 
der Besteuerung gelten bei vertraglich begründeten 
Versicherungsverhältnissen nur, wenn die jeweilige 
Versicherung in einem rechtlich selbständigen Versi- 
cherungsvertrag vereinbart wird. Ein rechtlich selb- 
ständiger Versicherungsvertrag liegt nur dann vor, 
wenn 


1. in ihm Leistung und Gegenleistung geregelt wer- 
den, 

2. er unabhängig von weiteren Versicherungsverträ- 
gen geschlossen und aufrechterhalten oder been- 
det werden kann, 

3. ihm eigenständige Versicherungsbedingungen zu- 
grunde gelegt werden und 

4. bei Zusammenfassung mehrerer Verträge in einer 
Vertragsurkunde für den Versicherungsnehmer 
klar ersichtlich ist, dass mehrere rechtlich vonein- 
ander unabhängige Versicherungen beantragt und 
abgeschlossen werden und keine der Vertragspar- 
teien die einzelnen Versicherungen in der Weise 
miteinander verknüpfen will, dass sie nur in Kom- 
bination mit einer anderen abgeschlossen, fortbe- 
stehen oder beendet werden sollen. 

Bei Zusammenfassung mehrerer Versicherungen in 
einer Vertragsurkunde ist nicht von mehreren recht- 
lich selbständigen Versicherungsverträgen auszuge- 
hen, es sei denn, die Parteien haben eindeutig und 
für einen objektiven Dritten erkennbar vereinbart, 
dass mehrere rechtlich voneinander unabhängige 
Versicherungen abgeschlossen werden. “ 

5. § 5 wird wie folgt gefasst: 

„§5 

Steuerberechnung, Steuerentstehung, Steuerausweis 

( 1 ) Die Steuer wird für die einzelnen Versicherungen 
berechnet, und zwar 

1 . regelmäßig vom Versicherungsentgelt, 

2. bei der Versicherung von Schäden, die an den versi- 
cherten Bodenerzeugnissen durch die Einwirkung 
des Hagelschlags entstehen (Hagelversicherung), 
und bei der im Betrieb der Landwirtschaft oder Gärt- 
nerei genommenen Versicherung von Glasdeckungen 
über Bodenerzeugnissen gegen Hagelschaden von 
der Versicherungssumme und für jedes Versiche- 
rungsjahr, 


5. § 5 wird wie folgt gefasst: 

„§5 

Steuerberechnung, Steuerentstehung, Steuerausweis 

(1) Die Steuer wird für die einzelnen Versicherungen 
berechnet, und zwar 

1. unverändert 

2. bei der Versicherung von Schäden, die an den versi- 
cherten Bodenerzeugnissen durch die Einwirkung 
von den wetterbedingten Elementargefahren Ha- 
gelschlag, Sturm, Starkfrost, Starkregen oder 
Überschwemmungen entstehen, und bei der im Be- 
trieb der Landwirtschaft oder Gärtnerei genommenen 
Versicherung von Glasdeckungen über Bodenerzeug- 
nissen gegen Schäden auf Grund von Hagelschlag, 
Sturm, Starkregen oder Überschwemmungen von 
der Versicherungssumme und für jedes Versiche- 
rungsjahr, 

unverändert 


3. nur bei 3. 

a) der Feuerversicherung und der Feuer-Betriebs- 
unterbrechungsversicherung (§ 3 Absatz 1 Num- 
mer 1 des Feuerschutzsteuergesetzes) von einem 
Anteil von 60 Prozent des Versicherungsentgelts, 

b) der Wohngebäudeversicherung (§ 3 Absatz 1 
Nummer 2 des Feuerschutzsteuergesetzes) von ei- 
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Entwurf 

nem Anteil von 86 Prozent des Versicherungsent- 
gelts, 

c) der Hausratversicherung (§ 3 Absatz 1 Nummer 3 
des Feuerschutzsteuergesetzes) von einem Anteil 
von 85 Prozent des Versicherungsentgelts. 

Das Bundeszentralamt für Steuern kann auf Antrag ge- 
statten, dass die Steuer nicht nach der Isteinnahme (Ist- 
versteuerung), sondern nach dem im Anmeldungszeit- 
raum gemäß § 8 Absatz 2 und 3 angeforderten Versiche- 
rungsentgelt berechnet wird (Sollversteuerung). Im Fall 
der Berechnung nach der Sollversteuerung ist die auf 
nicht vereinnahmte Versicherungsentgelte bereits ent- 
richtete Steuer von der Steuer für den Anmeldungszeit- 
raum abzuziehen, in dem der Versicherer die Versiche- 
rung ganz oder teilweise in Abgang gestellt hat. 

(2) Im Fall der Istversteuerung entsteht die Steuer mit 
der Zahlung des Versicherungsentgelts, wenn der Zah- 
lende nach § 7 selbst entrichtungspflichtig ist, anderen- 
falls mit Entgegennahme des Versicherungsentgelts. Im 
Fall der Sollversteuerung entsteht die Steuer mit Fällig- 
keit des Versicherungsentgelts. Die Sätze 1 und 2 sind 
für anteilige Versicherungsentgelte entsprechend anzu- 
wenden. 

(3) Werte in fremder Währung sind zur Berechnung 
der Steuer nach dem Umsatzsteuer-Umrechnungskurs in 
Euro umzurechnen, den das Bundesministerium der 
Finanzen als Durchschnittskurs für die jeweilige Wäh- 
rung für denjenigen Monat öffentlich bekannt gibt, in 
dem das Versicherungsentgelt gezahlt oder bei Sollver- 
steuerung fällig wird. Eine Umrechnung nach dem durch 
Bankmitteilung oder Kurszettel nachgewiesenen Tages- 
kurs kann vom Bundeszentralamt für Steuern gestattet 
werden. 

(4) In der Rechnung über das Versicherungsentgelt ist 
der Steuerbetrag offen auszuweisen und der Steuersatz 
sowie die vom Bundeszentralamt für Steuern erteilte 
Versicherungsteuemummer, zu der die Steuer abgeführt 
wird, anzugeben. Bei steuerfreien Versicherungsentgel- 
ten ist die zugrunde liegende Steuerbefreiungsvorschrift 
anzugeben. Wird keine Rechnung über das Versiche- 
rungsentgelt ausgestellt, müssen sich die in den Sätzen 1 
und 2 genannten Angaben aus anderen das Versiche- 
rungsverhältnis begründenden Unterlagen ergeben.“ 

6. § 6 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) Die Steuer beträgt vorbehaltlich der folgenden 
Absätze 19 Prozent des Versicherungsentgelts ohne 
Versicherungsteuer.“ 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 


Das Bundeszentralamt für Steuern kann auf Antrag ge- 
statten, dass die Steuer nicht nach der Isteinnahme (Ist- 
versteuerung), sondern nach dem im Anmeldungszeit- 
raum gemäß § 8 Absatz 2 und 3 angeforderten Versiche- 
rungsentgelt berechnet wird (Sollversteuerung). Im Fall 
der Berechnung nach der Sollversteuerung ist die auf 
nicht vereinnahmte Versicherungsentgelte bereits ent- 
richtete Steuer von der Steuer für den Anmeldungszeit- 
raum abzuziehen, in dem der Versicherer die Versiche- 
rung ganz oder teilweise in Abgang gestellt hat. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) unverändert 


6. § 6 wird wie folgt geändert: 
a) unverändert 


b) Absatz 2 Nummer 5 wird wie folgt gefasst: b) Absatz 2 Nummer 4 und 5 wird wie folgt gefasst: 

„4. bei der Versicherung von Schäden gegen Ha- 
gelschlag, Sturm, Starkfrost, Starkregen oder 
Überschwemmungen und bei der im Betrieb 
der Landwirtschaft oder Gärtnerei genomme- 
nen Versicherung von Glasdeckungen über 
Bodenerzeugnissen gegen Hagelschlag, Sturm, 
Starkregen oder Überschwemmungen für je- 
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„5. bei der Seeschiffskaskoversicherung 3 Prozent 
des Versicherungsentgelts unter der Voraus- 
setzung, dass das Schiff in das deutsche See- 
schiffsregister eingetragen ist, ausschließlich ge- 
werblichen Zwecken dient und gegen die 
Gefahren der See versichert ist;“. 

c) Die folgenden Absätze 3 und 4 werden angefügt: 

„(3) Die besonderen Steuersätze sind nur anwend- 
bar, wenn der jeweiligen Versicherung ein rechtlich 
selbständiger Vertrag im Sinne des § 4 Absatz 2 Satz 2 
und 3 zugrunde liegt. 

(4) Bei der Verknüpfung von steuerfreien Versiche- 
rungen mit steuerpflichtigen Versicherungen sowie 
von Versicherungen mit unterschiedlichen Steuersät- 
zen oder unterschiedlichen Bemessungsgrundlagen 
sind der jeweils höchste Steuersatz und die volle Be- 
messungsgrundlage anzuwenden. Bei Verknüpfun- 
gen mit den in Absatz 2 Nummer 2 bis 4 genannten 
Versicherungen sind der Regelsteuersatz und die 
volle Bemessungsgrundlage anzuwenden. Wird eine 
Versicherung nach Absatz 2 Nummer 1 mit einer Ver- 
sicherung im Sinne des Absatzes 2 Nummer 3 oder 
Nummer 4 verknüpft, gilt Satz 1. “ 

7. § 7 wird wie folgt gefasst: 

„§7 

Steuerschuldner, Steuerentrichtungsschuldner, Haftende 

( 1 ) Steuerschuldner ist der Versicherungsnehmer. 

(2) Steuerentrichtungsschuldner ist der Versicherer, 
soweit in den Absätzen 3 bis 5 kein anderer zum Steuer- 
entrichtungsschuldner bestimmt ist oder nach Absatz 6 
der Versicherungsnehmer als Steuerschuldner die Steuer 
zu entrichten hat. Der Steuerentrichtungsschuldner hat 
als eigenständige Schuld die Steuer für Rechnung des 
Versicherungsnehmers zu entrichten. 

(3) Hat der Versicherer keinen Wohnsitz, keinen Sitz 
oder keine Betriebsstätte in der Europäischen Union 
oder im Europäischen Wirtschaftsraum, ist aber ein Be- 
vollmächtigter mit Wohnsitz, Sitz oder Betriebsstätte in 
dem genannten Gebiet zur Entgegennahme des Versiche- 
rungsentgelts bestellt, so ist dieser Steuerentrichtungs- 
schuldner. 

(4) Hat in den Fällen der Mitversicherung die das 
Prämieninkasso durchführende Person keinen Wohnsitz, 
keinen Sitz oder keine Betriebsstätte in der Europäischen 
Union oder im Europäischen Wirtschaftsraum, so ist ein 
Bevollmächtigter mit Wohnsitz, Sitz oder Betriebsstätte 
in dem genannten Gebiet zur Steuerentrichtung von den 
Beteiligten schriftlich zu bestimmen. Die das Prämienin- 
kasso durchführende Person mit Wohnsitz, Sitz oder Be- 
triebsstätte in der Europäischen Union oder im Europäi- 
schen Wirtschaftsraum oder der nach Satz 1 bestimmte 
Bevollmächtigte ist Steuerentrichtungsschuldner und hat 
die Steuer auch für die anderen Mitversicherer zu ent- 
richten. 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 

des Versicherungsjahr 0,3 Promille der Versi- 
cherungssumme; 

5. unverändert 


c) entfällt 


7. § 7 wird wie folgt gefasst: 

„§7 

Steuerschuldner, Steuerentrichtungsschuldner, Haftende 

(1) unverändert 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) Haben mehrere Versicherer eine Versicherung 
für denselben Versicherungsnehmer in der Weise ge- 
meinschaftlich übernommen, dass jeder von ihnen 
aus der Versicherung zu einem bestimmten Anteil be- 
rechtigt und verpflichtet ist, so darf einer der Versi- 
cherer mit Sitz oder Betriebsstätte in der Europäischen 
Union oder im Europäischen Wirtschaftsraum von den 
anderen Mitversicherern schriftlich bestimmt wer- 
den, die Steuer auch für die anderen Versicherer zu ent- 
richten. 
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Beschlüsse des 7. Ausschusses 

(5) Ist die Steuerentrichtung einem zur Entgegen- 
nahme des Versicherungsentgelts Bevollmächtigten mit 
Wohnsitz, Sitz oder Betriebsstätte in der Europäischen 
Union oder dem Europäischen Wirtschaftsraum schrift- 
lich übertragen, so ist dieser Steuerentrichtungsschuld- 
ner. 

(5) unverändert 

(6) Hat weder der Versicherer noch ein zur Entgegen- 
nahme des Versicherungsentgelts Bevollmächtigter sei- 
nen Wohnsitz, seinen Sitz oder seine Betriebsstätte in der 
Europäischen Union oder im Europäischen Wirtschafts- 
raum, so hat der Versicherungsnehmer die Steuer zu ent- 
richten. 

(6) unverändert 

(7) Für die Steuerentrichtung haftet, sofern die in den 
Nummern 1 bis 4 genannten Personen nicht selbst Steu- 
erentrichtungsschuldner sind, 

(7) Für die Steuerentrichtung haftet, sofern die in den 
Nummern 1 bis 3 genannten Personen nicht selbst Steu- 
erentrichtungsschuldner sind, 

1 . der Versicherer, 

1. unverändert 

2. jede andere Person, die das Versicherungsentgelt ent- 
gegennimmt, 

2. unverändert 

3. im Fall der Mitversicherung im Sinne des § 10 Ab- 
satz 1 Satz 3 die das Prämieninkasso durchführende 
Person; sie haftet auch für die Steuern der anderen 
Mitversicherer, und 

3. entfällt 

4. eine versicherte Person, die gegen Entgelt aus einer 
Versicherung für fremde Rechnung Versicherungs- 
schutz erlangt. Die Haftung erstreckt sich auf die 
Steuer, die auf das Versicherungsentgelt entfällt, das 
zur Deckung des Risikos der versicherten Person an 
den Versicherer zu leisten ist; im Zweifel ist das von 
der versicherten Person gezahlte Entgelt zugrunde zu 
legen. 

3. unverändert 

(8) Der Steuerschuldner, der Steuerentrichtungs- 
schuldner und jeder Haftende sind echte Gesamtschuld- 
ner. Die Steuerentrichtungsschuld steht der Steuerschuld 
gleich; sie ist im Verhältnis zur Steuerschuld des Ver- 
sicherungsnehmers nicht akzessorisch. Die Inanspruch- 
nahme eines Haftenden ist mittels Steuerbescheid oder 
mittels Haftungsbescheid zulässig. Für die Bestimmung 
der Festsetzungsfrist nach den §§ 169 bis 171 der Ab- 
gabenordnung bei einem Steuerpflichtigen sind jeweils 
die Umstände maßgeblich, die in Bezug auf seine Person 
vorliegen; insbesondere ist für die Inanspruchnahme des 
Steuerentrichtungsschuldners der Ablauf der Fest- 
setzungsfrist beim Versicherungsnehmer sowie für die 
Inanspruchnahme des Haftenden der Ablauf der Fest- 
setzungsfrist beim Steuerentrichtungsschuldner unbe- 
achtlich. 

(8) unverändert 

(9) Im Verhältnis zwischen dem Versicherer und dem 
Versicherungsnehmer gilt die Steuer als Teil des Ver- 
sicherungsentgelts, soweit es sich um dessen Einziehung 
und Geltendmachung im Rechtsweg handelt.“ 

(9) unverändert 


In § 7a wird in der Überschrift das Wort „Örtliche“ ge- 8. unverändert 
strichen. 
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9. Die §§ 8 bis 10 werden wie folgt gefasst: 

„§8 

Anmeldung, Fälligkeit 

(1) Im Fall des § 7 Absatz 2 hat der Versicherer, in 
den Fällen des § 7 Absatz 3, 4 oder Absatz 5 hat der Be- 
vollmächtigte innerhalb von fünfzehn Tagen nach Ab- 
lauf eines jeden Anmeldungszeitraums 

1 . eine eigenhändig unterschriebene oder im Wege eines 
Automationsverfahrens des Bundes übermittelte Steu- 
ererklärung abzugeben, in der er die im Anmeldungs- 
zeitraum entstandene Steuer selbst zu berechnen hat 
(Steueranmeldung), und 

2. die im Anmeldungszeitraum entstandene Steuer zu 
entrichten. 

(2) Anmeldungszeitraum ist der Kalendermonat. Hat 
die Steuer für das vorangegangene Kalenderjahr insge- 
samt nicht mehr als 6 000 Euro betragen, so ist Anmel- 
dungszeitraum das Kalendervierteljahr. Hat die Steuer 
für das vorangegangene Kalenderjahr nicht mehr als 
1 000 Euro betragen, so ist Anmeldungszeitraum das 
Kalenderjahr. 

(3) Hat der Versicherungsnehmer nach § 7 Absatz 6 
die Steuer zu entrichten, so ist innerhalb von fünfzehn 
Tagen nach Ablauf des Monats, in dem das Versiche- 
rungsentgelt gezahlt worden ist, eine Absatz 1 entspre- 
chende Steueranmeldung abzugeben und die selbst be- 
rechnete Steuer zu entrichten. 

(4) Gibt der zur Steueranmeldung und Steuerentrich- 
tung Verpflichtete bis zum Ablauf der Anmeldungsfrist 
die Steueranmeldung nicht ab, so setzt das Bundeszen- 
tralamt für Steuern die Steuer fest. Als Zeitpunkt ihrer 
Fälligkeit gilt der fünfzehnte Tag nach Ablauf des An- 
meldungszeitraums. 

§ 9 

Erstattung, Nachentrichtung der Steuer 

(1) Wird das Versicherungsentgelt ganz oder zum Teil 
zurückgezahlt, weil die Versicherung vorzeitig endet 
oder das Versicherungsentgelt oder die Versicherungs- 
summe herabgesetzt worden ist, so wird die Steuer auf 
Antrag insoweit erstattet, als sie bei Berücksichtigung 
dieser Umstände nicht zu erheben gewesen wäre. Die 
Steuer wird dem Versicherer (§ 7 Absatz 2) oder dem 
Bevollmächtigten (§7 Absatz 3 bis 5) oder dem Haften- 
den (§ 7 Absatz 7) für Rechnung des Steuerschuldners 
und im Fall des § 7 Absatz 6 dem Versicherungsnehmer 
erstattet. 

(2) Die Steuer wird nicht erstattet, wenn die Prämien- 
rückgewähr ausdrücklich versichert war. 

(3) Treten in den Fällen des § 1 Absatz 2 Satz 1 Num- 
mer 2 nach Zahlung des Versicherungsentgelts die übri- 
gen Voraussetzungen für die Steuerbarkeit und Steuer- 
pflicht ein, so ist für das zeitanteilige Versicherungsent- 
gelt die Steuer nachzuentrichten. 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 

9. Die §§ 8 bis 10 werden wie folgt gefasst: 

„§8 

Anmeldung, Fälligkeit 

(1) Der Steuerentrichtungsschuldner nach § 7 Ab- 
satz 2, 3, 4 oder Absatz 5 hat innerhalb von fünfzehn Ta- 
gen nach Ablauf eines jeden Anmeldungszeitraums 

1. unverändert 


2. unverändert 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) unverändert 


§ 9 

Erstattung, Nachentrichtung der Steuer 

(1) Wird das Versicherungsentgelt ganz oder zum Teil 
zurückgezahlt, weil die Versicherung vorzeitig endet 
oder das Versicherungsentgelt oder die Versicherungs- 
summe herabgesetzt worden ist, so wird die Steuer auf 
Antrag insoweit erstattet, als sie bei Berücksichtigung 
dieser Umstände nicht zu erheben gewesen wäre. Die 
Steuer wird dem Steuerentrichtungsschuldner (§ 7 
Absatz 2 bis 5) oder dem Haftenden (§ 7 Absatz 7) für 
Rechnung des Steuerschuldners und im Fall des § 7 Ab- 
satz 6 dem Versicherungsnehmer erstattet. 

(2) unverändert 

(3) Treten bei der Versicherung von Schiffen nach 
Zahlung des Versicherungsentgelts die übrigen Voraus- 
setzungen für die Steuerbarkeit und Steuerpflicht ein, so 
ist für das zeitanteilige Versicherungsentgelt die Steuer 
nachzuentrichten. 
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§ 10 

Aufzeichnungspflichten, Außenprüfung, Änderung nach 
Außenprüfung 

(1) Alle Gesamtschuldner im Sinne des § 7 Absatz 8 
Satz 1, die nach der Abgabenordnung oder anderen Ge- 
setzen aufzeichnungspflichtig sind, haben zur Feststel- 
lung der Steuer und der Grundlagen ihrer Berechnung 
Aufzeichnungen zu führen, die alle Angaben enthalten, 
die für die Besteuerung von Bedeutung sind. Hierzu ge- 
hören insbesondere 

1. der Name und die Anschrift des Versicherungs- 
nehmers, 

2. die Nummer des Versicherungsscheins; bei Bevoll- 
mächtigten diejenige des jeweiligen Versicherers, 

3 . die Versicherungssumme, 

4. das Versicherungsentgelt, und zwar sowohl das steu- 
erpflichtige als auch das steuerfreie, 

5. der Steuerbetrag, 

6. der Steuersatz, 

7. die vom Lloyd’s Register im Auftrag der Internatio- 
nalen Seeschifffahrts-Organisation (International 
Maritime Organization) vergebene IMO-Schiffs- 
identifikationsnummer, 

8. vereinbarte und tatsächlich verwirklichte Selbstbe- 
halte im Sinne des § 3 Absatz 3, 

9. die schriftliche Bevollmächtigung im Sinne des § 7 
Absatz 4 und 5. 

Haben mehrere Versicherer eine Versicherung für den- 
selben Versicherungsnehmer in der Weise gemeinschaft- 
lich übernommen, dass jeder von ihnen aus der Ver- 
sicherung zu einem bestimmten Anteil berechtigt und 
verpflichtet ist, so hat die nach § 7 Absatz 4 steuerent- 
richtungspflichtige Person den Gesamtbetrag des Versi- 
cherungsentgelts sowie die Nummern der Versiche- 
rungsscheine aller beteiligten Versicherer in ihren Ge- 
schäftsbüchern zu vermerken. Die anderen Versicherer 
müssen in ihren Geschäftsbüchern angeben, wer die 
Steuer für sie entrichtet hat. Ist das im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes belegene Risiko von einem nicht in des- 
sen Geltungsbereich niedergelassenen Versicherer ge- 
deckt, so hat dieser dem Bundeszentralamt für Steuern 
auf Anforderung ein vollständiges Verzeichnis der sich 
auf diese Risiken beziehenden Versicherungsverhält- 
nisse mit den in Satz 2 genannten Angaben schriftlich zu 
übermitteln. Diese Verpflichtung besteht auch dann, 
wenn der Versicherer die Voraussetzungen für die Steu- 
erpflicht oder für die Steuerentrichtung nicht für gege- 
ben hält. 

(2) Bei Personen und Personenvereinigungen, die Ver- 
sicherungen vermitteln oder ermächtigt sind, für einen 
Versicherer Zahlungen entgegenzunehmen, ist zur Er- 
mittlung oder Aufklärung von Vorgängen, die nach die- 
sem Gesetz der Steuer unterliegen, eine Außenprüfung 
(§§ 193 bis 203 der Abgabenordnung) auch insoweit zu- 
lässig, als sie der Feststellung der steuerlichen Verhält- 
nisse anderer Personen dient, die gemäß § 7 Steuer- 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 
§ 10 

Aufzeichnungspflichten, Außenprüfung, Änderung nach 
Außenprüfung 

(1) Alle Gesamtschuldner im Sinne des § 7 Absatz 8 
Satz 1, die nach der Abgabenordnung oder anderen Ge- 
setzen aufzeichnungspflichtig sind, haben zur Feststel- 
lung der Steuer und der Grundlagen ihrer Berechnung 
Aufzeichnungen zu führen, die alle Angaben enthalten, 
die für die Besteuerung von Bedeutung sind. Hier™ ge- 
hören insbesondere 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 

4. unverändert 

5. unverändert 

6. unverändert 

7. unverändert 


8. entfällt 

8. unverändert 

Wer nach § 7 Absatz 4 steuerentrichtungspflichtig ist, 

hat den Gesamtbetrag des Versicherungsentgelts sowie 
die Nummern der Versicherungsscheine aller beteiligten 
Versicherer in seinen Geschäftsbüchern zu vermerken. 
Die die Steuerentrichtungspflicht übertragenden Ver- 
sicherer haben in ihren Geschäftsbüchern anzugeben, 
wer die Steuer für sie entrichtet hat. Ist das im Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes belegene Risiko von einem nicht 
in dessen Geltungsbereich niedergelassenen Versicherer 
gedeckt, so hat dieser dem Bundeszentralamt für Steuern 
auf Anforderung ein vollständiges Verzeichnis der sich 
auf diese Risiken beziehenden Versicherungsverhält- 
nisse mit den in Satz 2 genannten Angaben schriftlich zu 
übermitteln. Diese Verpflichtung besteht auch dann, 
wenn der Versicherer die Voraussetzungen für die Steu- 
erpflicht oder für die Steuerentrichtung nicht für gege- 
ben hält. 


(2) unverändert 
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Schuldner oder Steuerentrichtungsschuldner sind oder 
für die Steuerentrichtung haften. 

(3) Eine Außenprüfung ist auch bei Personen und 
Personenvereinigungen zulässig, die eine Versicherung 
im Sinne des § 2 vereinbart haben oder die gemäß § 7 
Steuerschuldner oder Steuerentrichtungsschuldner sind 
oder für die Steuerentrichtung haften. 

(4) Steuerbeträge, die auf Grund einer Außenprü- 
fung nachzuentrichten oder zu erstatten sind, sind zu- 
sammen mit der Steuer für den letzten Monat, das 
letzte Quartal oder das letzte Kalenderjahr des Prü- 
fungszeitraums festzusetzen. Sie sind einen Monat 
nach Bekanntgabe der Festsetzung fällig.“ 

10. Folgender § 12 wird angefügt: 

”§ 12 

Übergangsvorschrift 

Für Zwecke der Inanspruchnahme der Person , die 
die Steuer für Rechnung des Versicherungsnehmers 
anzumelden und zu entrichten hat, gilt der Ablauf der 
Festsetzungsfrist gegenüber dem Steuerschuldner in 
entsprechender Anwendung des §171 der Abgaben- 
ordnung als gehemmt, soweit vor dem ... [einsetzen: 
Datum des Tages nach der Verkündung des vorliegen- 
den Änderungsgesetzes] einer der in dieser Vorschrift 
genannten Gründe für eine Ablaufhemmung hinsicht- 
lich der oben genannten anmelde- und entrichtungs- 
pflichtigen Person vorliegt. Unbeachtlich ist hierbei, 
ob seit der Anmeldung der Steuer ein Steuerbescheid 
ergangen ist oder ergehen wird. “ 


Artikel 2 

Änderung des Kraftfahrzeugsteuergesetzes 

Das Kraftfahrzeugsteuergesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 26. September 2002 (BGBl. I S. 3818), 
das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 27. Mai 2010 
(BGBl. 1 S. 668) geändert worden ist, wird wie folgt geän- 
dert: 

1. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

„(2) Soweit dieses Gesetz nichts anderes bestimmt, 

1 . richten sich die in diesem Gesetz verwendeten Be- 
griffe des Verkehrsrechts nach den jeweils gelten- 
den verkehrsrechtlichen Vorschriften; 

2. sind für die Beurteilung der Schadstoff-, Kohlen- 
dioxid- und Geräuschemissionen, anderer Bemes- 
sungsgrundlagen technischer Art sowie der Fahr- 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 


(3) unverändert 


(4) unverändert 


10. Folgender § 12 wird angefügt: 

,,§ 12 

Übergangsvorschrift 

(1) § 1 Absatz 4 ist anzuwenden für Versiche- 
rungsentgelte, die sich auf Versicherungszeiträume 
ab dem 1. Januar 2014 beziehen. 


(2) § 5 Absatz 4 ist erstmals anzuwenden für Ver- 
sicherungsentgelte, die nach dem 31. Dezember 
2013 fällig werden.“ 

Artikel 2 

Änderung des Kraftfahrzeugsteuergesetzes* 

Das Kraftfahrzeugsteuergesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 26. September 2002 (BGBl. 1 S. 3818), 
das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 27. Mai 2010 
(BGBl. 1 S. 668) geändert worden ist, wird wie folgt geän- 
dert: 

1. unverändert 


Die Verpflichtungen aus der Richtlinie 98/34/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 22. Juni 1998 über ein Informationsverfahren 
auf dem Gebiet der Normen und technischen Vorschriften und der Vorschriften für die Dienste der Infonnationsgesellschaft (ABI. L 204 vom 
21.7.1998, S. 37), die zuletzt durch die Richtlinie 2006/96/EG des Rates vom 20. November 2006 (ABI. L 363 vom 20.12.2006, S. 81) geändert 
worden ist, sind beachtet worden. 
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Beschlüsse des 7. Ausschusses 


zeugklassen und Aufbauarten die Feststellungen 
der Zulassungsbehörden verbindlich.“ 


b) Die Absätze 2a bis 2c werden aufgehoben. 


2. § 3d wird wie folgt gefasst: 

„§3d 

Steuerbefreiung für Elektrofahrzeuge 


2. unverändert 


(1) Von der Steuer befreit ist das Halten von Elektro- 
fahrzeugen im Sinne des § 9 Absatz 2. Die Steuerbefrei- 
ung wird ab dem Tag der erstmaligen Zulassung gewährt 


für 


1. zehn Jahre in der Zeit vom 18. Mai 2011 bis zum 
31. Dezember 2015, 

2. fünf Jahre in der Zeit vom 1. Januar 2016 bis zum 
3 1 . Dezember 2020. 

(2) Die Steuerbefreiung wird für jedes Fahrzeug ein- 
mal gewährt. Soweit sie bei einem Halterwechsel noch 
nicht abgelaufen ist, wird sie dem neuen Halter gewährt. 

(3) Die Zeiten der Außerbetriebsetzung eines Fahr- 
zeugs und die Zeiten außerhalb des auf einem Saison- 
kennzeichen angegebenen Betriebszeitraums haben 
keine Auswirkungen auf die Steuerbefreiung.“ 

3. § 8 wird wie folgt geändert: 3. unverändert 

a) ln Nummer 1 werden die Wörter „bei Personenkraft- 
wagen“ durch die Wörter „bei Fahrzeugen der Klasse 
Ml ohne besondere Zweckbestimmung als Wohnmo- 
bil oder Kranken- und Leichenwagen (Personenkraft- 
wagen)“ ersetzt. 

b) ln Nummer 2 werden nach dem Wort „Fahrzeugen“ 
ein Komma sowie die Wörter „Kranken- und Lei- 
chenwagen“ eingefügt. 


4. In § 9 Absatz 2 werden nach dem Wort „Energiespei- 
chern“ die Wörter „oder aus emissionsfrei betriebe- 
nen Energiewandlern“ eingefügt. 


4 . § 18 wird wie folgt geändert: 


5. unverändert 


a) Nach Absatz 4a wird folgender Absatz 4b eingefügt: 

„(4b) Für Personenkraftwagen, die Elektrofahr- 
zeuge im Sinne des § 9 Absatz 2 sind und bis zum 
17. Mai 2011 erstmals zugelassen wurden, bleibt 
§ 3d in der am 5. November 2008 geltenden Fassung 
weiter anwendbar.“ 

b) Folgender Absatz 12 wird angefügt: 

„(12) Führen die Feststellungen der Zulassungsbe- 
hörden hinsichtlich der Fahrzeugklassen und Aufbau- 
arten zu einer niedrigeren Steuer als unter Berück- 
sichtigung des § 2 Absatz 2a in der am 1 . Juli 20 1 0 
geltenden Fassung, ist weiterhin § 9 Absatz 1 Num- 
mer 2 anzuwenden.“ 


Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 
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Entwurf 


Artikel 3 
Inkrafttreten 

(1) Artikel 1 Nummer 1 Buchstabe f, Nummer 7 und 10 
sowie Artikel 2 treten am Tag nach der Verkündung in 
Kraft. 


(2) Das Gesetz im Übrigen tritt am 1. Januar 2013 in 
Kraft. 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 

Artikel 3 

Änderung des Gesetzes 
zur Neuregelung der Kraftfahrzeugsteuer 
und Änderung anderer Gesetze 

Artikel 4 des Gesetzes zur Neuregelung der Kraft- 
fahrzeugsteuer und Änderung anderer Gesetze vom 
29. Mai 2009 (BGBl. I S. 1170) wird aufgehoben. 

Artikel 4 
Inkrafttreten 

(1) Artikel 1 Nummer 1 Buchstabe f, Nummer 7 und 9 
§ 10 Absatz 2 bis 4, Nummer 10 sowie Artikel 2 treten am 
Tag nach der Verkündung in Kraft. 

(2) Artikel 1 Nummer 2 § 1 Absatz 4 und Nummer 9 
§ 10 Absatz 1 tritt am 1. Januar 2014 in Kraft. 

(3) Im Übrigen tritt das Gesetz am 1. Januar 2013 in 
Kraft. 
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